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Volksinitiative gemäß Artikel 61 Abs. 1 
der Verfassung von Berlin 

 
„Schule in Freiheit“ 



OMNIBUS

gemeinnützige GmbH für Direkte Demokratie

OMNIBUS gGmbH l?reifswalder S1r. 4 O:~er1in

Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Herrn Walter Momper
Niederkirchnerstr. 5
10117 Berlin

Berlin, den 23.11.20 I0

Antrag auf Behandlung der Volksinitiative "Schule in Freiheit"

Sehr geehrter Herr Momper,

hiermit beantragen wir die Behandlung der Volksinitiative "Schule in Freiheit" im Berliner

Abgeordnetenhaus. Dieser Antrag wird unterstützt von 28.547 Menschen, deren Unterschriften

wir Ihnen zusammen mit diesem Schreiben übergeben (weitere einige wenige heute noch bei uns

eingehende Unterschriften werden wir Ihnen im Laufe des Tages noch nachreichen).

Trägerin der Volksinitiative ist: OMNIBUS, gemeinnützige GmbH für Direkte Demokratie.

Unser Berliner Büro ist in der Greifswalder Straße 4 in 10405 Berlin.

Die Vertrauenspersonen der Volksinitiative sind (jeweils mit Wohnsitz und Anschrift):

Margret Rasfeld

Krampasplatz 1

14199 Berlin

Kurt Wilhelmi

Danziger straße 28

10435 Berlin

Henning Grauer

Pappelallee 19

10437 Berlin

(weiter auf Seite 2)

Omnibus gemeinnützige GmbH
fUr Direkte Demokratie
Greifswalder Sir. 4
10405 Berlin

Tel 030-42804390
Fax 030·42802190
kurt.wilhelmi@omnibus.org

GLS Gemeinschaftsbank
BLZ 430 609 67 Konto 800 673 00
Bank für Sozialwirtschaft

Geschäftsführer u. Sitz der GmbH:
Michael von der Lohe
Im Vogelsang 89, 45527 Hatlingen
HRB 21986, Essen
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Laura Ehrich

Dönhoffstraße 32

10318 Berlin

Johannes Stüttgen

Reichsstr. 49

40217 Düsseldorf

Diesem Antrag ist eine Unterschriftenliste und ein vierseitiges Infoblatt beigefügt. Der Wortlaut

der Volksinitiative steht auf der Unterschriftenliste über den Unterschriftenfeldem. Die

Begründung findet sich auf der Rückseite der Liste und in ausführlicherer Form auf dem

vierseitigen Infoblatt.

Mit freundlichen Grüßen

Kurt Wilhelmi



Abgeordnetenhaus BE R L I N

Walter Momper
Präsident
des Abgeordnetenhauses von Berlin

Herrn
Kurt Wilhelmi
Omnibus gemeinnützige GmbH für Direkte Demokratie
Trägerin der Volksinitiative "Schule in Freiheit"
Greifswalder Straße 4
10405 Berlin

Berlin, den]O . Dezember 2010

Rechtliche Zulässigkeit der Volksinitiative "Schule in Freiheit"

Sehr geehrter Herr Wilhelmi,

mit Schreiben vom 23. Dezember 2010, eingegangen am 29. Dezember 2010, teilte mir die
Senatsverwaltung für hineres und Sport mit, dass für die Volksinitiative "Schule in Freiheit"
insgesamt 24.420 gültige Unterstützungsunterschriften abgegeben wurden. Damit Vvurde das
nach Art. 61 Abs. 1 der Verfassung von Berlin erforderliche Quorum erreicht.

Gemäß § 8 Abs. 1 S. 1 AbstG teile ich Ihnen hiermit die Zulässigkeit Ihres Antrags auf Be­
handlung der Volksinitiative "Schule in Freiheit" mit. Diese Mitteilung erfolgt nach § 8 Abs.
1 S. 2 AbstG auch gegenüber den anderen Vertrauenspersonen.

Mit freundlichen Grüßen

Abgeordnetenhaus von Berlin

Niederkirchnerstraße 5 10111 Berlin - Mitte

(ehemaliger Preußischer Landtag)

Telefon (030) 2325 1000 Telefax (030) 2325 1008

E-Mail: Walter.Momper@parlament-berlin.de
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In der Berliner Verfassung ist die "VolksiniUatilm" ein eigE'ne~, Verfahron und nicht zu \/0t'ww:klcln Inil
dem dreistufigen Verfahren, elas 7UtTl \!oll(senlscllcid führt.

1--------- -
DaslmaChen wir jetzt nicht:

Volksbegehren
170.000 Unterschriften

DOCh unser Schulsystem sieht anders aus. Es ist zwar eine große gesellschaftliche

Errungenschaft, dass der Staat jedem Kind das Recllt auf Bildung garantiert und dafür

die Schulen finanziert. Doch gleichzeitig macht er Vorgaben, wie die Pädagogik gestaltet

werden soll. Er regiert in die Schulen hinein, indem er die Lehrinhalte und die Bewertungs­

Il13ßstäbe bis hin zu den Abschlussprüfungen zentralistisch bestimmt. Das schränkt die

Selbstbestimmung der Schulen ein und stört die kreative Entwicklung.

Liebe Mitblirgerin, lieber Mitbürgei·,

jedes Kind ist einzigartig, individuell. Deshalb sollte die Schule ein Ort sein, an dem jedes

Kind sich individuell entwickeln und seIne Fähigl~eilell entsprechend ausbildeil kann.

Die Scllule, ein Ort der Kreativität, der Forschung und der Gestaltung. In diesem

Aktionsfeld lWl1lrnt es darauf an, dass die Lehrer den Schülern ais authentische

Pel·sönlichl~eitbegegnen können. Un(j dafür brauchen sie die Freiheit, ihre Arbeit

selbst bestimmen und selbst verantwol·ten zu können.

Die Volksinitiative legt einen Vorschlag vor. Wird
dieser von 20,000 Einwohnerinnen und Einwohnern
unterstützt, muss sich das Abgeordnetenhaus damit
beschäftigen. Die Initiative hat dabei das Recht. ihren
Vorschlag im Abgeordnetenhaus vorzustellen und zu
begrUnden. Dieses Redemcht gibt es beim "Antrag auf
Volksbegehmn" nicht.

Während das dreistufige Verfahren auf eine konkrete
Gesetzes~ oder Verfassungsänderung zielt, dient eine
Volksinitiative eher dazu, ein Thema in die öffentliche
Diskussion zu bringen.

Wir wollen das Instument der Volksinitiative dazu nut­
zen, Aufmerksamkeit für die bl-ennende Schulfrage zu
erzeugen und neue Ideen und Vorschläge mit einel
größeren Öffentlichkeit zu besprechen Lind weitel""'_u­
entwickeln.

Wenn das Pal·lament die Anregungen der Volksinitiative
nicht aufgreifen sollte, in der Bevölkerung aber genügend
Interesse und Substanz entstanden ist, besteht die
Möglichkeit, mit einem "Antrag auf Volksbegehren"
neu zu beginnen. Dafür muss dann ein Gesetzentwul·f
ausgearbeitet werden.

Voillsenlscileid

Volksinitiative
20.000 Unterschriften

An\rag auf Volksbegehren
20.000 Unterschriften

Das machen wir jetzt:

Bitte unterschreiben Sin elie \!olhginiU;)Ji\/E)
Und vielleicht kennen Sie noch FI-eunde lind Bel~annte, die auch unterschreiben möchten?
Unterschl"fftsberechtigt sind aile Einwohnel"innen und [:inwohner Berlins ab 16 Jahren. Wir scllicken gerne eine
oder mehrere Listen zu (auf eine Liste passen 5 Unterschriften). Bitte einfach anrufen: 030 - 42 80 43 90
Sie können die Liste auch hier ausdrucken: www.scl1ule-in-freiheil.de/unterschriftenlisto.htrnl

Lallen Sie lIns ein
Zu einem Gespräch, einem Seminar oder einem Vortrag. Wir kommen gerne il'l Ihre Schule, in Ihr
Unternehmen, in Ihre Organisation.

l'lelren Sie bei eier Fhlanzierung
Wir erhalten kein Geld vom Staat oder der Wirt"chafl. Alles was gesellieht, muss dUidl Spenden ermöglicht
werden. Die Arbeit ist gemeinnLitzig und Sie erhalten eine Spendenbescheinigung. I<onto: OMNIBUS,
Nummer 8843 005, Bank für Sozialwirtschalt, ßlZ 700 205 00

Beraten Sie mit
1m Forum auf der Internetseite der Volksinitiative, Hier können Sie eigene VOI·schläge für die Verbesserung des
Berliner Schulwesens einbringen und/oder die Vorschläge anderer Bürger kommentieren:
www.schule-in-freiheit.de/forum"html

Das muss nicht länger so sein!

Die Zivilgesellschaft ist heute reif,

Schule in Freiheit zu gestalten.

Wo Menschen sich engagieren,

entstehen Schulen, die gelingen.

An immer mellr Schulen in

staatlicller lrägerschaft gibt es
Lehrerlwllegien, die selbst

Ideen entwickeln und eigen­

ständig neue Wege gehen.

Und immer rnellr Menschen

wollen rnit neuen Konzepten

von unten Schulen in freier

Trägerschaft gründen.

Helfen auch Sie! Setzen Sie sicll mit uns ein Wr die Freiheit der Pädagogik, fLlr die

gleichberechtigte Finanziel"ung der Schulen in staatlicher und in freier Trägerschaft,

so daß keine Schule mehr Schulgeld erheben muss, und für die organisatorische

Selbständigkeit der Schuien. Auf dem Weg der Direkten Demokratie wollen wir mit ailen

Bürgern ins Gespräch darüber kommen, wie diese Ziele erreicht werden können.

Bitte untel·stützen Sie die Volksinitiative.

OMNIBUS für Direkte Demokratio, gonwinllüt?ine Glnbll
Greifswalder StruLle 4,10-105 Berlin
lelet'on: 030 .. 42 8043 90
berlin@omnibus.org l:3i~; N()vmnb(~1 20'10 sinti ;in,!)!)/) 1)lIlelsGhriHen nötig,l
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PädagogiSGhe Fre.iheit
Die Schulen sollen die Inhalte und OualitÜl:snmßstßbo

ihrer Arbeit selbslündig qe~;talten hönnen

In den letzten Jahren wurden in
Berlin alle staatlichen KInderta­
gesstätten (Kitas) in selbständige
Eigenhetriebe und in freie Träger­
schaften überführt. Das hat sich
bewährt Lind zeigt die Vorteile der
selbständigen Organisation. Und
in anderen Ländern gibt es viele
gute Erfahrungen mit selbständigen
Schulen, zum Beispiel in den skan,·
dinavischen Ländern. Oder in den
Niederlanden, wo 75 % aller Schulen
freie Träger haben, die Vom~Omlllell

gleichberechtigt mit den staatlichen
SChulen sind.

Wir wollen, dass die Vorteile der
selbständigen Organisation auch
den Berliner Schulen und den
I<indern und Jugendlichen zugute
kommen. Denn diese lernen besser,
Verantwoltung für das Gerneinwe­
sen z.u übernehmen, W(:3nn sie mit
lehrern und Eltertl aufwaChsen,
die selbst begeistert rnitarbeiten
und Verantwortung für Ihre Schule
übernellrnen.

Die Autonomie der Schulen ist
wichtig, damit diese z.B. ihre Leh­
rerkollegien selbständig berufen
können. An den Schulen in staat­
licher Trägerschaft ist es bisher
üblich, dass die meisten Lehrer
einfach zugewiesen werden. Doch
Schulen, die ein eigenständiges
pädagogisches Konzept verwirkli­
chen wollen, müssen sich die Lehrer
selbstElussuchen können. Hier stellt
sich die Frage nach der Ausbildung
der Lehl"8r, auch hier bmuchen wir
mehr Autonomie und Vielfalt.

Selbständige Orga.nisation
Alle Schulen, die es wollen, sollen die weitestgehende

organisatoriscl1o SC'lbr~h"1ndigkoiterl18ltetl

Organisatorisch selbständige
Schulen Übernehmen auch die
finanzieile Verantwortung. Sie
entscheiden über die Verwendung
der ihnen zur Verfügung stehen­
den Geider und setzen damit
Schwerpunkte entsprechend Ihres
Schuikonzepts. Auch können die
Finanzen viel effektiver gell8nd··
habt werden als im bestellEJIlderl
bürokratischen Finallzierungsver­
fahren der staatlichen Schulen
(Kameralistik), so dass das Geld
vor Ort zielgerichtet und sinnvoll
eingesetzt werden kann.

In Zul\Unft soli also nicht mehr die
frägerschaft einer Schule über die
Finanzierung entscheiden, sondern
einzig sachliche Gesichtspunkte, die
Wr alle Träger gleicherrnaßen geiten.
Zurn Beispiel brauchen Schulen in
sozinlen Brennpunkten mehr Geld.
Bereits 2007 hat der Paritätische
Wc ahrtsverband in Berlin die
gleichberechtigte Finanzierung aller
Scllulen gefordert.

Die Schulen in freier Trägerschaft
sollen gemeintlützig sein und nicht
profitorientiert arbeiten. Die Mög­
lichkeit, Spenden einzuwel"ben, etwa
durch Fördervereine, soll aber für alle
SchLllen weiterhin bestehen bleiben,

Dureil die gleichberechtigte Finml­
zieruilg kann lllehrVielfalt im Schul··
wesen entstehen, Die Eltern können
mit ihren Kindern diejenige Schule
auswählen, die ihren pädagogischen
Vorstellungen und Bedürfnissen am
näcbsten kommt.

Gleicllberechtiqle Firlanz.ierung
Die Schulen in staaUicher und freier TrägersdlaH

sollen Ohl10 SchulqekJ 711gänqlich sein

Das deutsche Grundgesetz garan- finanziert werden, und zwar ab dem
tiert allen Einwohnerinnen und Ein- ersten Jahr.
wohnern unseres Landes, dass sie
Schulen in freier Trägerschaft gnJn­
den und betreiben diJrfen. Diesen
Schulen wird oft vorgeworfen, dass
sie Schulgeld erheben und des­
halb nicht fUr alle zugänglich sind.
Derzeit bleibt ihnen jedoch kaum
etwas anderes übrig als Schulgeld
zu verlangen, da sie finanziell sterk
benachteiligt sind, in Berlin tTi als
anderswo: hier erhalten sie in den
ersten drei bzw. fünf .Jahren ObC!'­
haupt keine öffentliche Finanzierung
und auch danach müssen sie mit
weniger als zwei Drittel dessen
auskommen, was die staatlichen
Sellulen ertlalten.

Wir wollen, dass Schulen in freier
Trägerscllaft für alle zugänglich
sind, dass niemand rnehr Schulgeld
bezahlen muss und dass Schulen
in freier Trägerschaft in die La,ge
versetzt werden, die Lehrer genauso­
gut zu bezahlen wie die staatlichen
Schuien es tun. Damit dies mög­
lich wil-d, müssen die SchL,I"'n in
freier 11'ägel'schaft gleichber'l .ltigt

Schulen entstehen und arbeiten nicht
isoliGl"t. Sie bewegen sich in Diskus­
sionszusalTlmenllängen, forschen
gemeinsarn und beraten sich gegen­
seitig, Soll die Möglichkeit bestehen,
dass Schulen aus ihrer pädagogischen
Konzeption heraus eine eigene Form
des Schulabschlusses entwickeln und
die Schüler mit diesem Abschluss
dann studieren können? Schon heute
vergeben die Hochschulen einen Teil
der Studienplätze unabhängig vom
Abitur (z.B. mit einer Aufnahmeprli­
fung). Wir denken, dass dieser Weg
weiter ausgebauL werden sollte.

gesamtgesellschaftlichen Überein­
künften (kulturelle Standards.)

Die staatliche Sdlulaufsicht soll
auf die Einhaltung der Gesetze Lind
Übereinkünfte achten (Rechtsauf··
sicht) Lind die Schulen beraten.
So kann ein lebendiges lind wand­
lungsfähiges Schulwesen entstetlen,
und so wird die Schulaufsicht den
Vorgaben von Artikel 7 Grundgesetz
gerecht, ohne in die Autonomie der
Einzelschule einzugreifen.

Schulen auf der Höhe der Zeit sind
nicht mehr nur Lehranstalten, sondem
Orte, an denen die Menschen ihre
Fähigkeiten und ihre Kreativität
individuell entwickeln. Das kann nut'
in Freiheit gelingen. Schon Wllhelm
von Humboldt wusste, dass die
Schulen für ihre Arbeit Freiheit brau­
chen und forderte, dass der staat sich
aus der Pädagogik heraushalten
soll. Das bedeutet allerdings nicht,
dass der Staat jede Verantwortung
für die Schulen abgeben soll. Wir
wollen vielmehr, dass der Staat
endlich seine Pflicht erfüllt, nämlich
die Freiheit und die Selbstverwal­
tung der Scllulen auf der Grund­
lage der Gleichberechtigung zu
garantieren und zu schützen. Auch
gegenüber der Wil·tscllaft.

Die staatliche Schulaufsicht soll
also den Schulen nicht länger
durch inhaltliche Programme und
Verordnungen vorschreiben, wie
sie zu arbeiten haben. Die Schulen
erarbeiten selbständig ihr pädagogi­
sches Konzept, stellen es öffentlich
dar und entwickeln es ständig weiter.
Sie tun dies auf der Grundlage von

,IcJRchim Zimmer,
Architekt

Mm!lml Rmi!olci,
Scllulleitorin

Elnil Heillcrl,
Sd1üler

COl"dula SieDc)l,
Sch0U~;pi()ierLI1

Kurt Willleirni.
Ov1NIRU8, Vetet

[Juale Urltelboln.
Loilrflrin

CI,risti8n GILllle.
[JikJur',g.sIJ8ITllm, Vllt8r

Hl11I!wBllclrJe,
SCl1ülOlir1

[XlIliel Scl1ily, Mell! Demo
klTltiq ('J,v,. Vatot

Nicola f(rio~;el,

,llIlis!iI1, Muttl1l

Eine individuelle FÖl'derul')(J
jedes eilllelllcn Kindes
sollto Ilauptziel de'.'i 8il­
dUIl(Jswosells sein.

Wege (m1~3Ir,hfm beim
gdl8111 ~AI.JT dmu Imt
ZaUrJfjl Lind KriJft in siell

Ich 'NDllsG!le ill',r einu
focllUlfi, wo AI,LE qOlllo
Ismol1, wo!1 elQlt il1lele3
~),lI1le Mellsclwll als
Lpill"DI Cllbnilen.

Lul1rplillie sollen KhdCtrl1
geieeilt we,dell lJlld nielli
I<illdm Lol11 pltl1181l

Eil! (r()ies Sc:l1ulwuS8n!
111811 Ilflnilnill ist
d"
(Iio nlDl1 lic'ute 3cl,oll
deutlich i1ÖIT)11 i,enn

LemGn und Lel1rell siml
1<1.11181, keil!O IKJllcilliGl1
zu 'JnlureJl',erlCle UI1cl zu

erfi'lllr,lrlC.ie Auf(JelJe

I:rcihuit und Solbstii'lciiq­
kuH vor Ort slt~ki:)I1 dia
Wicllli!1()tl~r1 Akll,ure eillm
1')'ldullqsretorl11: Lehrer,
['IWIll und Schüler.

Icl1
811',
ell/'.I<18 ZLmlllll1ll8n
lll11\'ll'nel1lnell

Die Voll-efl:nitiD\ive i,3t ein
(Jutel AntD!'I(J. In Zukunlt
bedarf e8 l1ocl1 IlIol1r,
litirnlicil [mim Scl1Lill<l(')(Jil"
IÜI- olle LJnlulllehtncn

Die Zeit ist reif rOr olno
vic,ll1iIlige Bildungs
1n11d~ch8f\, GIe(c11bereGl1­
li(Jtn rir1811zißI"ung isl eirlo
Vowuf,f;elzlJllf] dnmr
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